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Vollzug des Gaststättengesetzes; 
Gestattungspflicht für Inhaber einer Reisegewerbekarte 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

gemäß § 12 Abs. 1 des Gaststättengesetzes (GastG) kann aus besonde-

rem Anlass der Betrieb eines erlaubnisbedürftigen Gaststättengewerbes 

unter erleichterten Voraussetzungen vorübergehend auf Widerruf gestattet 

werden. Die Gestattungspflicht gilt grundsätzlich für alle Gaststättenbetrie-

be mit Alkoholausschank. Eine Gestattung ist insbesondere auch dann er-

forderlich, wenn der Antragsteller Inhaber einer Erlaubnis für das Reisege-

werbe nach § 55 der Gewerbeordnung (Reisegewerbekarte) ist.  

Reisegewerbetreibende bedürfen also für jeden anlassbezogenen Gaststät-

tenbetrieb eine entsprechende Gestattung nach § 12 GastG, bei der immer 

wieder erneut die Zuverlässigkeit des Gewerbetreibenden überprüft wird, 

was einen hohen Verwaltungsaufwand bedeutet und regelmäßig mit wie-

derkehrenden Kosten verbunden ist.  
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Um Reisegewerbetreibende zu entlasten, kann künftig die Gestattung nach 

§ 12 GastG für Inhaber von Reisegewerbekarten in einem vereinfachten 

Verfahren erfolgen. Die Prüfung der Zuverlässigkeit des Antragstellers 

bleibt zwar weiterhin zwingende Voraussetzung der Gestattung. Allerdings 

kann bei Vorlage einer Reisegewerbekarte die Zuverlässigkeit des Antrag-

stellers vermutet werden. Die Vorlage des aktuellen Führungszeugnisses 

und Gewerbezentralregisterauszugs ist in diesem Fall entbehrlich.  

Dies schließt jedoch nicht aus, dass die zuständige Behörde bei konkreten 

Anhaltspunkte für Zweifel an der Zuverlässigkeit des Antragsstellers weitere 

Ermittlungen anstellen, aktuelle Nachweise anfordern und ggf. die Gestat-

tung ablehnen kann. Die Pflicht, andere Fachbehörden (Jugendamt, Le-

bensmittelüberwachung, Bauaufsicht, Finanzamt, Polizei etc.) frühzeitig 

einzubinden (vgl. Ziffer 3 unseres Schreibens vom 16. Mai 2007, IV/3-

4100/582/1), bleibt unberührt.  

Die Höhe der Gebühr für eine Gestattung beträgt gemäß Tarif-Nr. 5.III.7/7 

des Kostenverzeichnisses 25 € bis 1.750 €. Nach Art. 6 Abs. 2 Satz 1 des 

Kostengesetzes ist der durch eine Amtshandlung entstehende Verwal-

tungsaufwand ein Kriterium für die Festsetzung der Gebühr im Einzelfall. 

Wir empfehlen, im o.g. Gebührenrahmen den im Fall der Vorlage einer Rei-

segewerbekarte verminderten Verwaltungsaufwand durch einen Abschlag 

gegenüber der sonst anzusetzenden Vollgebühr zu berücksichtigen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Christian Hahn 
Regierungsdirektor 

 
 


